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Banken kontra Kommunen 
Viele Geldinstitute wollen Negativzinsen bei Kreditverträgen nicht weitergeben. 
Der Städtetag rät zur Gegenwehr. Von Elisabeth Atzler 
 
§ Streit um variabel verzinste Kredite und Swaps. 
§ Banken in Österreich vor Gericht unterlegen. 

 
Für deutsche Kommunen drohen die niedrigen Leitzinsen der Europäischen Zentralbank zu 
einer Gefahr zu werden. Die spezielle Konstruktion vieler Kredite kann dazu führen, dass 
Städte und Gemeinden für das niedrige Zinsniveau zur Kasse gebeten werden. Bei 
bestimmten Geschäften könne "ein theoretisch unbegrenztes Risiko" bestehen, warnt der 
Deutsche Städtetag in einem Schreiben an seine Mitglieder. Der Brief vom März liegt dem 
Handelsblatt vor. 
 
Eigentlich profitieren deutsche Kämmerer vom niedrigen Zinsumfeld, da sie deshalb 
kostengünstiger Darlehen aufnehmen können. Kommunen schließen aber häufig variabel 
verzinste Darlehen ab und versuchen, sich durch Swap-Geschäfte gegen steigende Zinsen 
abzusichern. Das Problem: Banken stellen mittlerweile im Geschäft miteinander Minuszinsen 
in Rechnung. Diese Referenzzinsen liegen vielen Swap-Geschäften zugrunde. Die Folge: Die 
als Schutz gedachte Konstruktion wird für Städte und Gemeinden unter Umständen zur 
Kostenfalle. 
 
Für die Kommunen geht es um Darlehen in Milliardenhöhe. Sie haben rund 52 Milliarden 
Euro an sogenannten Kassenkrediten in den Büchern - und diese sind oft per Swap 
abgesichert. Eine Bank gewährt dabei der Stadt ein Darlehen, eine andere stellt gleichzeitig 
einen Versicherungsmechanismus. 
 
Diese Doppelgeschäfte funktionieren so: Die Kommune schließt einen Kredit mit Bank Aund 
zahlt eine - meist nur kleine - Zinsmarge und zuzüglich den täglich neu festgesetzten Euribor. 
Der Euribor ist der Zins, zu dem sich Banken untereinander Geld leihen. Zugleich schließt die 
Stadt mit Bank B- es kann auch wieder Bank Asein - ein Swapgeschäft ab. Die Kommune 
zahlt dafür Bank Beinen Festzins und bekommt den Euribor-Satz erstattet (siehe Grafik). 
 
Der Euribor als Referenzzins ist aber negativ. Grund ist die Geldpolitik der Europäischen 
Zentralbank (EZB): Banken, die überschüssiges Kundengeld bei der Notenbank parken, 
müssen seit kurzem 0,4 Prozent Zinsen an die EZB zahlen, statt für das deponierte Geld etwas 
zu erhalten. 
 



© Handelsblatt GmbH. Alle Rechte vorbehalten. 

Für die Kommunen bedeutet das: Mittlerweile ist der Euribor so deutlich ins Negative 
gerutscht, dass er die Zinsmarge von Bank Ain vielen Fällen auffrisst.  Die Kommune müsste 
unterm Strich Geld von Bank Aerhalten. Doch um dieser Zahlung zu entgehen, setzt die Bank 
den Euribor mit "null" an - und beruft sich dabei womöglich auf Paragraf 484 des BGB. 
Danach sind Darlehensnehmer verpflichtet, einen "geschuldeten Zins zu zahlen" - und einige 
Banken meinen, dass dieser nicht negativ werden kann. 
 
An Bank Baber soll die Kommune den Festzins zahlen und obendrauf den Euribor, denn der 
ist ja mittlerweile negativ, aus einer erwarteten Erstattung sind Kosten geworden. Die 
Kommune erleidet unterm Strich so einen doppelten Nachteil aus dem negativen 
Referenzzins. Die Fachzeitschrift "Der Neue Kämmerer" berichtete zunächst darüber. 
 
Einige Kommunen haben sich deswegen bereits rechtlichen Beistand gesucht.  János Morlin, 
Anwalt der Münchener Kanzlei Rössner, die von einem Dutzend Kommunen mandatiert 
wurde, spricht von einer "Verunsicherung auf beiden Seiten".  Auch Jan Hartlieb, 
Geschäftsführer bei Sachsen Asset Management, registriert eine "Unsicherheit der Banken. 
"Dies kann in Verhandlungsgesprächen genutzt werden." Eine einseitige Benachteiligung 
durch Negativzinsen sollten die Kommunen nicht akzeptieren, empfiehlt Hartlieb, der über 
das Thema mit mehreren Betroffenen spricht. 
 
Die Banken gehen laut dem Brief des Städtetags unterschiedlich mit der Situation um. "Auch 
wenn gegenwärtig die aus der Negativzinssituation resultierenden Zahlungen für den 
Einzelfall überschaubar sein mögen, ist die Gefahr ernst zu nehmen", heißt es dort. Die 
Kommunen sollten mit den Banken das Gespräch suchen, damit die "beabsichtigte 
Sicherungsfunktion" auch bei einem negativen Euribor gelinge. Der Städterat empfiehlt 
Kommunen, in bestimmten Fällen einen Teil der Zahlungen aus dem Swap einfach 
einzubehalten und die Frage notfalls juristisch zu klären. 
 
Der private Bankenverband und der Bundesverband Öffentlicher Banken (VÖB) äußern sich 
nicht zum Vorgehen von Kreditinstituten. "Die lang anhaltende Niedrigzinsphase, die 
teilweise zu negativen Zinsen führt, stellt bewährte Produkte vor neue Fragen und 
Fallkonstellationen", teilt der VÖB mit. Der Bankenverband unterstütze die Empfehlung des 
Städtetages an die Kommunen, im Gespräch mit ihrer Hausbank gemeinsam nach einer 
Lösung zu suchen. "Die privaten Banken stehen für diese Gespräche bereit." 
 
Künftig dürften Banken und ihre Kunden vertraglich regeln, wie sie mit negativen 
Referenzzinsen umgehen. Einige Beobachter erwarten, dass aber bei den jetzt strittigen Fällen 
bald Gerichte entscheiden. "Ich denke, dass es über kurz oder lang auch zu juristischen 
Auseinandersetzungen kommen wird", sagt Wolf Bussian, Partner der Anwaltskanzlei Allen 
& Overy. 
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In der Schweiz, wo es ebenfalls negative Referenzzinsen gibt, haben Kommunen bereits 
Anwaltskanzleien eingeschaltet. Und in Österreich gab es in ähnlichen Fällen sogar schon 
Gerichtsurteile, die in erster Instanz zugunsten der Bankkunden ausfielen. Demnach müssen 
Banken bei Fremdwährungskrediten die negativen Referenzzinsen an ihre Kunden, in diesem 
Fall Privatleute, weiterreichen. Die zahlen also weniger für ihre Kredite oder bekommen eine 
Zinsgutschrift. Eine Entscheidung des obersten Zivilgerichts des Landes steht allerdings noch 
aus. 
 
Kasten: ZITATE FAKTEN MEINUNGEN 
„Auch wenn die (...)  Zahlungen für den Einzelfall überschaubar sein mögen, ist die Gefahr 
ernst zu nehmen.“ Deutscher Städtetag in einem Schreiben an Kommunen 

 

 


